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It: Geſetz über ſtaatliche Verwaltungsgebühren, S. 455. — Geſetz zur Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen 
Inha Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 in der Faſſung des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
vom 21. September 1899 Arkikel 130, S. 457. — Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Coblenz, S. 457. — Gemein, 
ſchaftliche Verordnung des Preußiſchen Juſtizminiſters und des Oldenburgiſchen Miniſteriums der Juſtiz über den Gerichtsſtand für 
ſtrafbare Handlungen, die im beſetzten Gebiet und zwar im oldenburgiſchen Landesteile Birkenfeld begangen find, S. 458. — Ver, 
ordnung über die Zuſtändigkeit der Dorfgerichte bei Grundſtückstaxen, S. 458. 


(Nr. 12650.) Geſetz über ſtaatliche Verwaltungsgebühren. Vom 29. September 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Sc 


(1) Für einzelne auf Veranlaſſung der Beteiligten vorgenommene Amtshandlungen ſtaatlicher 
Organe, die im weſentlichen im Intereſſe einzelner erfolgen, werden Verwaltungsgebühren für die 
Staatskaſſe erhoben. Die Erhebung erfolgt auf Grund von Gebührenordnungen ($ 4). 

(2) Gebührenfrei find ſolche Amtshandlungen, die überwiegend im öffentlichen Intereſſe erfolgen, 
und der mündliche Verkehr. Gebühren werden nicht erhoben beim Verkehre der Behörden unter- 
einander, es ſei denn, daß ſie einem Dritten als Veranlaſſer zur Laſt zu legen ſind. 


8 2. 

Die Beſtimmung des § 1 gilt auch für die kraft ftaatlichen Auftrags vorgenommenen Amts, 
handlungen von nichtſtaatlichen Organen. Fünfzig vom Hundert der hierfür erhobenen Gebühren 
fließen in die Kaſſe derjenigen Stelle, deren Organ die gebührenpflichtige Amtshandlung vor⸗ 
genommen hat. i 
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(1) Soweit auf Grund dieſes Geſetzes die Erhebung einer Gebühr oder Gebührenfreiheit vor⸗ 
geſchrieben iſt, wird die Erhebung von anderweitigen Gebühren ausgeſchloſſen, insbeſondere auch 
die Erhebung von Gebühren nach § 6 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 152) und §§ 4 und 24 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 
(Geſetzſamml. S. 159), beide in der Faſſung des Geſetzes vom 26. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. 
S. 495), ſowie die Erhebung von Sporteln und ähnlichen Abgaben, gleichviel ob fie auf Geſetz, 
Verordnung oder Herkommen beruhen. 5 

(2) Das Entſprechende gilt für die Erhebung der Stempelſteuer. Inwieweit die Erhebung 
einer Stempelſteuer neben der Gebühr ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen wird, wird durch die vom 
Staatsminiſterium oder von den zuſtändigen Miniſtern gemäß § 4 zu erlaſſenden Gebühren- 
ordnungen beſtimmt. 


Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1265012654.) > ’ 78 
Ausgegeben zu Berlin den 5. Oktober 1923. 
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(3) Werden bei der Vornahme einer Amtshandlung beſondere bare Auslagen notwendig, ſo 
kann deren Erſtattung auch neben der Zahlung einer Gebühr verlangt werden. Dies gilt auch 
beim Verkehre der Behörden untereinander. 

98 4. 

() Die Gebührenordnungen ($ 1) erläßt das Staatsminiſterium. In denjenigen Angelegen⸗ 
heiten, die eine gleichmäßige Regelung für alle Geſchäftsbereiche nicht erfordern, übt dieſe Befugnis 
jeder Miniſter für ſeinen Geſchäftsbereich aus. Eine Übertragung der Befugnis auf nachgeordnete 
Stellen in beſonderen Fällen iſt zuläſſig. Soweit nicht hiernach der Finanzminiſter ſelbſt zuſtändig 
iſt, iſt ſein Einverſtändnis erforderlich. 

(2) Die Gebühren ſollen unter Berückſichtigung der Koſten des betreffenden Verwaltungs— 
zweiges feſtgeſetzt werden. 

(3) Die Gebührenordnungen find nach näherer Anordnung des Staatsminiſteriums zu ver 
öffentlichen. 

i () Jede Gebührenordnung iſt dem Landtage zur Kenntnisnahme vorzulegen und muß auf 
deſſen Verlangen wieder aufgehoben werden. f — = 
§ 5. 

Die Miniſter ſind befugt, innerhalb ihrer Zuſtändigkeit von der Erhebung von Gebühren 
im Einzelfalle oder für Fälle beſtimmter Art aus ſachlichen oder perſönlichen Billigkeitsgründen 
ganz oder zum Teil abzuſehen und dieſe Befugnis auf nachgeordnete Stellen zu übertragen; ſoweit 
es ſich nicht um einen Gebührenerlaß im Einzelfalle handelt, iſt das Einverſtändnis des Finanz— 
miniſters erforderlich. N 

Die Entrichtung der Gebühren kann nach näherer Anordnung des Finanzminiſters durch 
Verwendung von Gebührenmarken erfolgen. 


— 
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Gegen die Erhebung einer Gebühr findet die Beſchwerde im Aufſichtswege ſtatt, ſofern nicht 
geſetzlich eine andere Regelung getroffen iſt. Die näheren Verfahrensvorſchriften erläßt erforder 
lichenfalls das Staatsminiſterium. a 

88. 

(1) Dieſes Geſetz findet auch Anwendung im Falle des § 124 des Geſetzes über die all- 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195), des § 45 des Verwaltungs- 
ſtrafgeſetzes vom 26. Juli 1897 (Geſetzſamml. S. 237) und des § 43 Abſ. 1 und 4 des Geſetzes 
über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Gefeßfamnil. S. 221). 

(2) Der § 140 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzzaamml. S. 363) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. S. 107) erhält folgende Faſſung: 

Die Erhebung von Gebühren in Angelegenheiten der Juſtizverwaltung erfolgt auf 
Grund des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vom 29. September 1923 
; (Geſetzſamml. S. 455). ne 
Den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Vorſchrift beſtimmt der Juſtizminiſter im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit dem Finanzminiſter. a “I on 


ern 


(3) Im übrigen können die Vorſchriften dieſes Geſetzes in Abweichung von Beſtimmungen, 
durch die Gebührenfreiheit bisher angeordnet war, Anwendung finden. N — 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. September 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Siegel.) 


(Nr. 12651.) Geſetz zur Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
vom 24. April 1878 (Geſetzſamml. S. 230) in der Faſſung des Preußiſchen Geſetzes über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 Artikel 130 (Geſetzſamml. S. 249). 
Vom 29. September 1923. 

i Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: a 


Der § 2 des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze wird 
dahin geändert, daß im Abſ. 1 an Stelle der Worte „zwei Jahren“ die Worte „einem 
Jahr und drei Monaten“ treten. 885 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. i 


Berlin, den 29. September 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 12652.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Coblenz. Vom 29. September 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
5 i 9.1 
Die Landgemeinde Wallersheim wird von dem Landkreiſe Coblenz abgetrennt und nach Maß⸗ 
gabe des in der Anlage 1 der Begründung zum Entwurfe dieſes Geſetzes beigefügten, durch das 


Amtsblatt der Regierung zu Coblenz zu veröffentlichenden Vertrags mit der Stadtgemeinde und 
dem Stadtkreiſe Coblenz vereinigt. ER na Eee 


3 18 
f 8.2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. September 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. Severing. 


(Nr. 12653.) Gemeinſchaftliche Verordnung des Preußiſchen Juſtizminiſters und des Oldenburgiſchen Mini- 
ſteriums der Juſtiz über den Gerichtsſtand für ſtrafbare Handlungen, die im beſetzten Gebiet 
und zwar in dem oldenburgiſchen Landesteile Birkenfeld begangen find. Vom 31. Auguſt 1923. 


Auf Grund der Verordnung der Reichsregierung zur Verhinderung fremder Einwirkungen auf die deutſche 
Gerichtsbarkeit vom 13. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 634) wird angeordnet: 

Die in der Verordnung des Preußiſchen Juſtizminiſters über den Gerichtsſtand für ſtrafbare Handlungen, 
die im beſetzten Gebiet, im Einbruchsgebiete und in gewiſſen Randgebieten begangen ſind, vom 26. Juli 1923 
(Preußiſche Geſetzſamml. S. 370) geſchaffenen Gerichtsſtände find auch für die in dem oldenburgiſchen Landes⸗ 
teil Birkenfeld begangenen ſtrafbaren Handlungen begründet. i 


Berlin, den 31. Auguſt 1923. Oldenburg, den 31. Auguſt 1923. 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. Miniſterium der Juſtiz. 
am Zehnhoff. In Vertretung: 
Stein. 


(Nr. 12654.) Verordnung über die Zuſtändigkeit der Dorfgerichte bei Grundſtückstaren. Vom 18. Sep⸗ 
tember 1923. 


Auf Grund des Artikels 2 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Dorfgerichte bei Grundſtückstaxen vom 
17. Mai 1923 (Geſetzſamml. S. 159) ſetze ich im Einvernehmen mit dem Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten die im Artikel 1 dieſes Geſetzes feſtgelegte Wertgrenze anderweit auf „fünfzehn Milliarden 
Mark“ feſt. i : 
Berlin, den 18. September 1923, 
Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


